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I 0046/2018 (BJD) 

Interpellation Rémy Wyssmann (SVP, Kriegstetten): Richtersteuer und Unabhängig-

keit der Justiz (28.03.2018)  

 

"Wir haben auch einhellig gelobt und festgesetzt, dass wir in den Tälern durchaus keinen 

Richter, der das Amt irgendwie um Geld oder Geldeswert erworben hat, annehmen sollen." 

(Bundesbrief 1291). Schon die alten Eidgenossen waren gegenüber dem Kauf von Richterstel-

len argwöhnisch eingestellt. Gemäss saldo 3/2018 regeln sämtliche grossen Parteien, dass 

Richterinnen und Richter einen bestimmten Teil ihres Lohnes an die Parteikasse abliefern. 

Auch die Richterinnen und Richter im Kanton Solothurn liefern anscheinend einen Teil ihres 

Lohnes an diejenigen Parteien ab, in deren Namen sie gewählt wurden. So geht bspw. aus 

dem Finanzreglement der SP des Kantons Solothurn hervor, dass Oberrichter verpflichtet sind, 

der Partei eine "Mandatssteuer" von jährlich CHF 5'000 abzuliefern. Weil im Kanton Solo-

thurn aber nur die CVP, FDP und SP hauptamtliche Richterinnen und Richter stellen, können 

auch nur an diese Parteien massgebliche "Mandatssteuern" fliessen. Genaue Zahlen zur rich-

terlichen Parteifinanzierung im Kanton Solothurn fehlen anscheinend. Es ist aber davon aus-

zugehen, dass sich die «staatstragenden» Parteien zu einem grossen Teil aus diesen "Man-

datssteuern" von Richtern, Chefbeamten und Regierungsräten finanzieren und sie eigentlich 

so selber vom Staat getragen werden. Dies erklärt mindestens zum Teil auch den Umstand, 

dass die Wahlkampfbudgets dieser Parteien in der Vergangenheit gross angelegte Werbe-

kampagnen erlaubten, was die Beeinflussung der öffentlichen Meinung ohne weiteres er-

möglicht haben dürfte. Faktisch werden die grossen Parteien so auch mit den Löhnen der 

Richter und damit mit Steuergeldern mitfinanziert, dies obwohl die öffentliche Parteifinan-

zierung in der Schweiz eigentlich verpönt ist. Die Richter bezahlen so anscheinend auch für 

ihre Wahl resp. Wiederwahl, mit dem Versprechen, einen Teil ihres Lohnes an die sie nominie-

rende und unterstützende Partei abzuführen. Internationale Organisationen haben sich der 

Frage der Wahl von Richtern angenommen. Die Antikorruptionsbehörde GRECO (Groupe 

d’Etats contre la Corruption) fordert von der Schweiz die Abschaffung der "Mandatssteuern" 

der Richter an die politischen Parteien. Die Schweiz wurde 2006 Mitglied dieser Staatengrup-

pe gegen Korruption. Dieses System der richterlichen "Mandatssteuern" laufe somit der Kor-

ruptionsprävention zuwider, so die augenscheinliche Intention der Rüge der GRECO. Die Or-

ganisation Transparency International Schweiz hielt 2013 im Bericht "Korruption und Korrup-

tionsbekämpfung in der Schweiz" fest: "Wirtschaftlich betrachtet müssen sich die Richter de 

facto ihr Richteramt von einem politischen Parteienkartell erkaufen." Diesselben Parteien 

seien aber in Legislative und Exekutive dominierend – jene Gremien, die eigentlich durch eine 

unabhängige Justiz im Zaum gehalten werden sollten (vgl. saldo, a.a.O.). Sodann verbieten 

die Bestimmungen von Art. 322ter ff. StGB die aktive und passive Bestechung von Wahlbe-

hörden und deren Mitgliedern. Als "Behörde" im Sinne von Art. 322ter StGB gelten auch Par-

lamentarier, wobei es nach dem Gesetzeswortlaut und der Lehre genügt, dass der Vorteil 

Dritten (also der Partei der Parlamentarier) zukommt. In diesem Zusammenhang bittet der 

Interpellant den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Welche Richterinnen und Richter zahlen im Kanton Solothurn an die Parteien "Mandats-

steuern" und auf welche genauen Beträge belaufen sich diese (mit der Bitte um genaue 

und vollständige Abklärung)? 

2. Wie beurteilt der Regierungsrat das allfällige Versprechen von Richterinnen und Richtern 

im Kanton Solothurn, "Mandatssteuern" zu bezahlen, hinsichtlich Vereinbarkeit mit den 



Richtlinien der GRECO und mit den Bestimmungen von Art. 322ter ff. StGB? 

3. Wie beurteilt der Regierungsrat den Einfluss der Erhebung von Richtersteuern auf die rich-

terliche Unabhängigkeit? 

 

Begründung 28.03.2018: Im Vorstosstext enthalten. 

 

Unterschriften: 1. Rémy Wyssmann, 2. Stephanie Ritschard, 3. Jacqueline Ehrsam, Johannes 
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